Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Kostenübernahme für 10. Schuljahr

Problem- und Fragestellung

Ein bevormundeter 15-jähriger Jugendlicher lebt seit seiner Kindheit in einer Pflegefamilie in Y. Es ist vorgesehen, dass er das 10. Schuljahr besucht, was unterstützt wird von den involvierten Fachpersonen. Ueblicherweise bezahlt die Schulgemeinde einen Anteil an die Kosten des 10. Schuljahres. Da der gesetzliche Wohnsitz wegen der Vormundschaft X. ist, stellt sich die Frage, wer für die Kosten für das 10. Schuljahr aufkommen muss. Gemäss Auskunft des Gemeindeschreibers der Wohngemeinde Y ist das die Gemeinde X..

Gibt es einen Gesetzesartikel, der die Kostenübernahme für das 10. Schuljahr regelt?

Erwägungen

Der Rechtsdienst der Bildungsdirektion des Kantons Zürich stützt sich zu dieser Frage auf die Volksschulverordnung des Kantons Zürich (Ordnungs-Nr. 412.111). § 41 Abs. 1 der VolksschulVO besagt, dass die Schulpflicht neun Jahre dauert. Für die Dauer der Schulpflicht der Kinder ist der Ort ihres tatsächlichen Aufenthaltes bei Eltern, Pflegeeltern, in Heimen oder Anstalten massgebend (§ 41 Abs. 2). Das 10. Schuljahr ist ein freiwilliges Schuljahr und es fehlen gesetzliche Bestimmungen über die Anknüpfung. Es ist zu klären, ob es sich dabei um eine rechtspolitische Gesetzeslücke oder um ein qualifiziertes Schweigen handelt. Nichts deutet darauf hin, dass der Gesetzgeber die Kostentragung des 10. Schuljahres zu regeln beabsichtigt hätte, weshalb von einer gesetzespolitischen Lücke auszugehen ist. Diese ist so zu füllen, wie der Tatbestand vom Gesetzgeber geregelt worden wäre, hätte er ihn nicht übersehen. Damit liegt der Schluss nahe, dass die Kostenbeteiligung am 10. Schuljahr unter analoger Anwendung von § 41 VolksschulVO zu handhaben ist. Demzufolge ist eine unmittelbare Anknüpfung an den Ort des tatsächlichen Aufenthaltes massgebend. Eine Anknüpfung an den gesetzlichen Wohnsitz gemäss ZGB wäre in diesem Fall unsachgemäss. Die Wohnorts- respektive Aufenthaltsgemeinde, nicht aber die Wohnsitzgemeinde des Jugendlichen hat demnach unseres Erachtens für die Kosten des 10. Schuljahres aufzukommen. Wir empfehlen Ihnen, hiezu eine anfechtbare Verfügung zu verlangen und wären interessiert zu wissen, wie die Wohnortsgemeinde einen allfälligen Negativentscheid begründen würde.
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